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Norm

ASchG 1972 §31 Abs5;

VStG §25 Abs1;

VStG §5 Abs1;

VwRallg;

Rechtssatz

Im Falle des § 31 Abs 5 ASchG, der das Verschulden normiert, das den Arbeitgeber, welcher einen Bevollmächtigten

bestellt, in Hinblick auf seine Strafbarkeit tre:en muß, kommt die für Ungehorsamsdelikte iSd § 5 Abs 1 zweiter Satz

VStG angeordnete Umkehr der Beweislast nicht zur Anwendung, sodaß nicht der Täter den Entlastungsbeweis,

sondern die Behörde den Nachweis des Verschuldens zu erbringen hat. Dem Prinzip der materiellen Wahrheit

entsprechend hat die Behörde das Vorliegen der subjektiven Tatbestandselemente des § 31 Abs 5 des AschG von Amts

wegen zu ermitteln. Dieser Verfahrensgrundsatz befreit die Partei jedoch nicht von der VerpAichtung, dabei zur

Ermittlung des maßgeblichen Sachverhaltes beizutragen (Hinweis E 25.2.88, 87/08/0240).
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